
seine Menschen- und Grundrechte verwirklichenden Bürger 
zum Träger der Volkssouveränität werden zu lassen.

Die Verfassungsausarbeitung sollte auch zum konsensför­
dernden Prozeß zwischen Parteien, Bürgerbewegungen und den 
Bürgern selbst gestaltet werden.

Die Verfassung schafft erst die Grundlage für den auf der 
Volkssouveränität beruhenden Rechtsstaat. Erst sie begründet 
eine ausreichende Legitimation für die Arbeit des Parlaments, 
auch und gerade eines freigewählten.

Meine Damen und Herren! Sie haben bereits in den beiden er­
sten Plenartagungen feststellen können - und diejenigen von Ih­
nen, die schon länger Abgeordnete der Volkskammer sind, ken­
nen das Problem seit Monaten -, daß die gesetzgeberische Arbeit 
erheblich durch die wöchentlich notwendigen Verfassungsände­
rungen belastet wird.

Eine Beschlußfassung über verfassungsändernde Einzelge­
setze, selbst der Austausch ganzer Kapitel, wird die Schwierig­
keiten, die wir mit der noch gültigen Verfassung haben, die im­
mer ein Bestandteil des stalinistischen, administrativ-bürokrati­
schen Systems bleiben wird, nicht beheben.

Deshalb plädieren wir für die Inkraftsetzung des neuen Ent­
wurfs als vorläufiges Grundgesetz durch die Volkskammer und 
für die Bestätigung durch einen Volksentscheid nach einer öf­
fentlichen Diskussion.

Dieser Diskussion steht nichts mehr im Wege. Zwei Verlage 
der DDR liefern zur Zeit eine große Anzahl von Exemplaren des 
Entwurfes aus. Darüber hinaus wurde er in der Presse veröffent­
licht.

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, daß viele vo'n Ihnen 
bereits begonnen haben, sich mit dem Entwurf vertraut zu ma­
chen. Deshalb und in Anbetracht der kurzen Redezeit möchte ich 
jetzt auf Einzelheiten des Entwurfs nicht eingehen. Gestatten 
Sie mir nur einige kurze Hinweise.

Wesentliche Grundlagen des Verfassungsentwurfs sind die 
Menschen- und Bürgerrechte. Auf ihnen ruht der gesamte Ent­
wurf, und das mit gutem Grund. Die Erfahrungen der Bürger der 
DDR, sowohl die mit der Diktatur als auch die mit dem Demokra­
tisierungsprozeß, dürfen nicht verlorengehen.

Die langjährigen Defizite bewirkten eine besondere Sensibili­
sierung der Bürger der DDR für die menschliche Würde, die 
Freiheit, Gleichheit und Solidarität.

Es wurde besonderer Wert darauf gelegt, die Menschen- und 
Bürgerrechte, auch die, die im Grundgesetz der Bundesrepublik 
nicht enthalten sind, aber den Erfahrungen und den Erwartun­
gen der Bürger der DDR entsprechen, justiziabel, das heißt ein­
klagbar auszuformulieren.

Hinweisen möchte ich Sie auch auf die Artikel, die die Rechte 
von Parteien, Vereinigungen, Verbänden, Bürgerbewegungen, 
Gewerkschaften, Kirchen und Religionsgemeinschaften be­
schreiben, sowie auf die Regelungen zum Schutze von Minder­
heiten, zur Gleichstellung von Mann und Frau, zum Schutz der 
natürlichen Umwelt und auf die Ergänzung der parlamentari­
schen durch direkte Demokratie.

All das sind Verfassungsregelungen, die sich sowohl an den 
Problemen unseres Landes als auch am Standard modernen Ver­
fassungsdenkens orientieren und die den Erwartungen der 
Menschen in der DDR entsprechen.

Ich erinnere Sie in diesem Zusammenhang an die Veröffentli­
chung des Umfrageergebnisses eines bekannten Meinungsfor­
schungsinstituts der Bundesrepublik am 10. April. Danach 
wünschten sich 42 % der DDR-Bürger eine neue Verfassung der 
DDR, 38% wünschten sich eine neue deutsche Verfassung, und 
nur 9 % wollen das Grundgesetz der Bundesrepublik in seiner ge­
genwärtigen Form übernehmen.

Auch im Hinblick auf das Ziel der deutschen Einheit ver­
spricht der vorliegende Entwurf eine gute Arbeitsgrundlage für 
das Wirken der Volkskammer zu werden. Die Kapitel, die die 
Grundsätze, Organe und Funktionen des Staates sowie die 
Staatsfinanzen regeln, sind weitgehend kompatibel zum Grund­
gesetz der Bundesrepublik. Übrigens fordert dieses Grundge­
setz - Artikel 28 - eindeutig, daß die verfassungsmäßige Ord­
nung in den Ländern den Grundsätzen eines demokratischen 
und sozialen Rechtsstaates entsprechen muß. Ein Beitritt zur 
Bundesrepublik Deutschland, ohne vorher eine solche verfas­
sungsmäßige Ordnung geschaffen zu haben, wäre demnach 
grundgesetzwidrig.

(Beifall beim Bündnis 90/Grüne)

Ein letzter Hinweis soll den Übergangs- und Schlußbestim­
mungen gelten. Ihnen sind Gesetzgebungsaufträge für die 
Volkskammer zu entnehmen, zum Beispiel für ein Ländererrich­
tungsgesetz, sowie Aufträge für die Anpassung des geltenden 
Rechts an die Verfassung. Sie enthalten des weiteren Regelun­
gen zum Schutz des Eigentums- und Nutzungsrechts von DDR- 
Bürgern. Schließlich ermöglichen sie sogar unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
nach Artikel 23 des Grundgesetzes, wobei ich nicht verhehlen 
möchte, daß ein solches Verfahren weder den Intentionen dieser 
Verfassung noch denen der Bürgerbewegungen unseres Landes 
entspräche.

Meine Damen und Herren! Wenn auch eine Mehrheit der Bür--' 
gerinnen und Bürger unseres Landes die Herstellung eines ein­
heitlichen Nationalstaates zu wünschen scheint,

(Heiterkeit bei CDU, DA und DSU.
Zuruf: Jetzt reicht es aber!)

- erwiesen ist das noch nicht, der Volksentscheid hat nicht statt­
gefunden über die Form, in der sich die Einheit vollziehen soll­
te -

(Beifall bei der PDS und dem Bündnis 90/Grüne)

so sollte sie auf keinen Fall von der demokratischen Selbstkon­
stitution der Gesellschaft getrennt werden. Die vom Volk sich 
selbst gegebene Verfassung, die bewußte und gleichberechtigte 
Teilnahme am Verfahren der Verfassungsgebung schafft erst 
die hohe Legitimität und Verbindlichkeit, die die Grundlage für 
eine nationale Identität bilden können.

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Herr Abgeordneter ...)

Ich bin gleich fertig. Einen Moment!

Die Umkehrung dieses Weges käme einem Akt der Unterwer-__________
fung gleich und würde den Fortgang des Demokratieprozesses 
eher gefährden als fördern.

Meine Damen und Herren! Betrachten Sie den Ihnen hiermit 
anvertrauten Entwurf als das Vermächtnis des Runden Tisches, 
dessen Arbeit eine wichtige Voraussetzung für unsere heutige 
parlamentarische Arbeit gewesen ist! Gehen Sie verant­
wortungsvoll und aufgeschlossen mit diesem abschließenden 
Resultat der Arbeit des Runden Tisches um, so daß die Men­
schen in der DDR und dieses Parlament eine Verfassung bekom­
men, die sowohl den bedeutenden Vorhaben der Zukunft als 
auch der Entwicklung des demokratischen Rechtstaates DDR 
gerecht wird.

(Beifall, vor allem bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne) 

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte jetzt die Abgeordnete Frau Kögler, das Wort zu neh­
men.

Abg. Frau Kögler (DA):

Frau Präsidentin! Herr Ministerpräsident! Verehrte Abgeord­
nete! Mir fiel soeben ein Zitat von Lenin ein: Die Deutschen sind
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